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Seit Ende 1999 gibt es nach zahlreichen Vor-
läuferprogrammen in verschiedenen Bundes-
ländern oder Stadtstaaten der Bundesrepublik 
Deutschland das Bund-Länder-Programm „Die 
Soziale Stadt“. Es ist ein Programm, das auf 
deutliche soziale, ökonomische und städtebau-
liche Disparitäten städtischer Räume reagiert�. 
Diese Disparitäten schlagen sich in Armut, vor 
allem auch in Kinder- und Jugendarmut der 
dort lebenden Bevölkerung nieder, sie schla-
gen sich in Abgrenzungen der Gesamtstadt 
gegenüber diesen Stadtteilen nieder und sie 
schlagen sich inzwischen in eigenen Abgren-
zungsformen der dort lebenden Bevölkerung 
wiederum gegenüber der Mehrheitsbevölke-
rung nieder. Wir sprechen inzwischen von Par-
allelgesellschaften und wissen, dass es sich da-
bei nicht um eine populistische Übertreibung 
handelt. Wir alle wissen, dass diese Dispari-
täten in ganz unterschiedlichen Gebietstypen 
wiederum ihre eigenen Segregationsmuster 
aufweisen, was ich ihnen im Einzelnen nicht 
darlegen muss. 
Ich wurde gebeten in meinem Vortrag zwei Fra-
gen nachzugehen:
1.	 Welche Implementationshürden – also 

Umsetzungsschwierigkeiten weist das 
Programm Soziale Stadt auf und 

2.	 welche Lösungswege bietet dieses Pro-
gramm?

Übergreifend lässt sich die Frage anschließen: 
Was haben wir inzwischen gelernt aus der er-
sten Phase der Programmumsetzung Soziale 
Stadt in Deutschland?

Wie sie alle wissen, wurde im vergangenen 
Jahr nach fünf-jähriger Programmlaufzeit 
eine Zwischenevaluierung durch die einzel-
nen Bundesländer angestrengt. Zudem wurde 
vom Deutschen Institut für Urbanistik, Berlin 
eine Gesamtevaluation für die Bundesrepublik 
durchgeführt�.

Die Erkenntnisse aus diesen Zwischenbi-
lanzen werde ich folgend einfließen lassen, al-
lerdings verbunden mit in die Zukunft gerich-
teten Fragestellungen und dem Aufbau eigener 
Perspektiven.

Gehen wir der Frage nach den Implementa-
tionshürden des Programms Soziale Stadt auf 
den Grund und suchen nach Lösungswegen ei-
ner Optimierung sind drei Aspekte vorab auf-
zurufen, aufgrund der Kürze der Zeit kurz und 
schlaglichtartig: 

�)  ARGEBAU (2000)
�)  vgl. hierzu: www.sozialestadt.de

1.	 Die Entwicklungen in städtischen Räu-
men und ländlichen Regionen der BRD in 
jüngster Vergangenheit (ich nehme 25 Jah-
re an),

2.	 die Funktionsweise von Politik und Verwal-
tung außerhalb des Sonderfalls Soziale 
Stadt und 

3.	 die programmpolitischen Rahmensetzungen 
der EU, des Bundes und der Länder für die 
künftige Entwicklung unserer Städte.

Zu 1.: Die Entwicklungen in städtischen 
Räumen und ländlichen Regionen der BRD in 
jüngster Vergangenheit 

Im 19. und 20. Jahrhundert ist die Entwicklung 
von Städten und Siedlungsräumen des länd-
lichen Raumes von Wachstum gekennzeichnet 
und zwar demographisch, wirtschaftlich und 
in der Flächenausdehnung. In den 70er Jah-
ren des 20. Jahrhunderts begannen Städte im 
Sinne von Bevölkerungsverlusten zu schrump-
fen, weil im Zuge von Suburbanisierungspro-
zessen sich Funktions- und Lebensräume in das 
Umland von Städten ausdehnten. Befördert 
wurde dieser Prozess durch die gewachsene 
Mobilität der Bevölkerung (PKW-Nutzung und 
ausgebaute ÖPNV-Netze). Insgesamt gestalte-
te sich in diesem Zeitraum in der Bundesrepu-
blik Deutschland bereits die Geburtenrate der 
Mehrheitsbevölkerung rückläufig. Überlagert 
wurde diese Entwicklung bis in die zweite Hälf-
te der 80er Jahre durch noch weiter fortgesetz-
te Wanderungsgewinne aus dem Ausland, be-
dingt durch eine in den 60er Jahren begonnene 
Anwerbungspolitik von Arbeitskräften, die al-
lerdings jetzt am ausklingen ist, aufgrund nun 
wiederum einsetzenden Arbeitsplatzverlusten 
in Industrie und Bergbau.

Außenwanderungsgewinne und die ver-
gleichsweise hohen Geburtenzahlen der Mi-
granten/innen haben bis zum Ende des 20. 
Jahrhunderts die Bevölkerungsverluste der 
Städte gebremst und gleichzeitig die Bevölke-
rungszusammensetzung verändert. In groß-
städtischen Räumen wird in wenigen Jahren 
die Mehrheit der nachwachsenden Generation 
einen Migrationshintergrund haben.

In ländlich strukturierten Räumen kumuliert 
der Trend der schrumpfenden Bevölkerungs-
zahlen aufgrund des allgemeinen Geburten-
rückganges mit zusätzlichen Abwanderungs-
bewegungen der erwerbsfähigen und jüngeren 
Generation, begründet in stark rückläufigen Er-
werbs- bzw. Arbeitsplatzangeboten.

Dr. Annegret Boos-Krüger

Soziale Stadtentwicklung in Deutschland –  
Implementationshürden und Lösungswege
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In der Konsequenz nehmen in der Bundesre-
publik Deutschland gegenwärtig deutliche so-
zialräumliche Polarisierungen in den Lebens-
verhältnissen zu, gefolgt von verschiedenen 
Segregationsmustern in der Bevölkerung. 

Fassen wir das Szenario – zugespitzt kom-
mentiert – kurz zusammen.

Zu verzeichnen sind sich überlagernde Ent-
wicklungen:
1.	 Demographischer Wandel: dieser ist ge-

kennzeichnet durch fortgesetzten Ge-
burtenrückgang bzw. Schrumpfung der 
Mehrheitsbevölkerung und andererseits 
nachziehende Familienangehörige und Ge-
burtenstärke in Zuwanderungsfamilien.

2.	 Ausländerpolitik statt Integrationspolitik: 
diese war 40 Jahre lang durch das Phäno-
men gekennzeichnet, dass das Thema Zu-
wanderung in der Politik entweder ignoriert 
oder idealisiert wurde und Zuwanderungs-
familien im Bildungs- und Ausbildungssy-
stem als Zielgruppe vernachlässigt wur-
den.

3.	 Wohnungspolitisch verursachte Konzen-
tration von sozial geschwächten Bevölke-
rungsgruppen: diese wurde gelenkt u.a. 
durch Belegungsbindungen, begründet in 
Wohnungsbauförderungsmitteln (zur Ver-
meidung von Fehlbelegungsabgaben) und 
im einträchtigen Zusammenspiel von Woh-
nungsbaugesellschaften und Kommunen.

4.	 Wirtschaftliche Stagnation in der BRD 
und Globalisierung der Wirtschaftsbezie-
hungen: Dieser folgten Arbeitsplatzverluste 
im hohen Ausmaß in der BRD.

5.	 Wiedervereinigung von BRD und DDR: es 
kommt zu Schwerpunktbildungen von Ab-
wanderung und Zuwanderung im erwei-
terten Maßstab und Ausmaß.

6.	 Erosion der Sozialen Sicherungssysteme: 
die Verschuldung öffentlicher Haushalte 
nimmt stetig zu.

Diese Entwicklungen schlagen sich in Sozi-
alräumen unterschiedlicher Art: Stadtteilen, 
Quartieren, Innenstadtgebieten aber auch in 
ländlichen Raumtypen konzentriert nieder. Ein 
besonderes Phänomen ist hierbei – es sei aus-
drücklich darauf hingewiesen – die Konzentra-
tion von Problemlagen. Das in § 1 des Bundes-
raumordnungsgesetzes unter Absatz 2, Punkt 6 
festgelegte Ziel in der Bundesrepublik Deutsch-
land gleichwertige Lebensverhältnisse in allen 
Teilräumen herzustellen, ist somit gegenwärtig 
nicht einzulösen; stattdessen nehmen die ge-
nannten Disparitäten sogar noch zu.�

Zu 2.: Die Funktionsweise von Politik und Ver-
waltung außerhalb des Sonderfalls Soziale 
Stadt 

�)  Baugesetzbuch (2005)

Staatliches Handeln und in der Konsequenz 
Verwaltungshandeln erfordert Spezialisie-
rungen. Staatliche und kommunale Leistungen 
werden in der Regel in einem raumfreien Kon-
text bereitgestellt. Die Adressaten der Lei-
stung werden als Individuen mit bestimmten 
Berechtigungen, Ansprüchen und Problemen 
behandelt. Die Leistung gilt als Lösung des 
Problems.

Selbstverständlich existiert in der Praxis des 
staatlichen (Verwaltungs-)Handeln wie in den 
Kooperationen der öffentlichen Hand mit In-
stitutionen, Trägern und Privaten inzwischen 
ein weit ausdifferenziertes und gesichertes 
Netz der formell und informell organisierten 
Kooperation. Das professionelle Handeln in 
Staat und Gesellschaft ist sowohl hierarchisch 
– vertikal als auch horizontal zwischen vielfältig 
Beteiligten weit ausdifferenziert. In der Praxis 
existieren hierzu Routinen. Wir erfinden also 
in der Sozialen Stadt das ressortübergreifen-
de Handeln und das Bündeln von Ressourcen 
nicht neu. Dennoch können mit diesem bereits 
realisierten Grad an integriertem (Verwaltungs-
)Handeln deutlich fortschreitende Disparitäten 
in den Lebensverhältnissen der Bevölkerung 
innerhalb spezifischer Regionen (z. B. struktur-
schwache, ländliche Räume mit fortschreiten-
den Bevölkerungsverlusten) oder Stadträumen 
(z. B. Stadtteile mit sozial destabilisierter Be-
völkerung oder verödende Innenstadtbereiche) 
derzeit nicht hinreichend eingedämmt werden. 
Stattdessen schreiten unterschiedlich ausge-
prägte Segregationsmuster fort, die positive 
Entwicklungen von Gesamtstädten oder Teil-
räumen erheblich gefährden.�

Zu 3.: Die programmpolitischen Rahmenset-
zungen der EU, des Bundes und der Länder 
für die künftige Entwicklung unserer Städte

Die Einflussgrößen, zuvor skizziert, sind kein 
ausschließliches Problem der Bundesrepublik 
Deutschland. In weiteren Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union befinden wir uns in guter 
– oder wenn Sie so wollen – schlechter Gesell-
schaft, mit gleich gearteten problematischen 
Entwicklungen. Deshalb gibt die EU politische 
wie programmatische Rahmensetzungen vor, 
die sich in der Stadtentwicklungspolitik des 
Bundes und der Länder ausdrücklich nieder-
schlägt�. Ich werde diese kurz darlegen und 

�)  vgl. hierzu: Institut für Landes- und Stadtentwicklungs-
forschung des Landes Nordrhein-Westfalen (Hg.), (Januar 
2003)
�)  Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Lan-
desentwicklung (2006): Arbeitspapier zur Einrichtung einer 
Lenkungsgruppe Integrierte Stadtentwicklung in Hessen 
(unveröffentlicht), verfasst von Annegret Boos-Krüger. Die 
darin enthaltene Synopse zur EU-Starategie wurde von 
Eberhard Mühlich, Institut Wohnen und Umwelt, Darm-
stadt, erstellt und unter Punkt 3 des vorliegenden Vortrages 
in weiten Teilen übernommen.
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bezogen auf das Vortragsthema auf die noch 
vorhandenen Sollbruchstellen hinsichtlich der 
Umsetzung in der Sozialen Stadt ausdrücklich 
hinweisen.

Der Europäische Rat hat kürzlich auf seiner 
Frühjahrstagung am 23./24.03.2006 die im Vor-
jahr� vollzogene Stärkung der Lissabon-Strate-
gie bekräftigt und deren Ausrichtung im Sinne 
einer gezielt umzusetzenden Kernstrategie für 
„Wachstum und Beschäftigung“ bestätigt�. Zu-
geordnet werden dieser Kernstrategie weitere 
zu koordinierende Politikfelder: u. a. Regional-
entwicklung, Kohäsion, Bildung sowie soziale 
Eingliederung. 

Das ehrgeizige Wachstumsziel der EU (3 % 
bis zum Jahr 2010) soll vor allem durch mehr 
Investitionen in Forschung und Innovation� 
(3 % des Bruttoinlandproduktes bis zum Jahr 
2010) erreicht werden, das Beschäftigungsziel 
(u. a. 70 % Gesamtbeschäftigungsquote) durch 
mehr Investitionen in Bildung und Qualifizie-
rung�. Zugleich werden Investitionen in Bil-
dung und Qualifizierung als zentrale Strategie 
der EU-Sozialagenda für den demografischen 
Wandel, für die Integration von Migranten/
innen und für andere drängende soziale Pro-
bleme gesehen.

Für die Umsetzung der Wachstums- und Be-
schäftigungsziele der neuen Lissabonstrategie 
ebenso wie für die dazugehörige EU-Soziala-
genda wird die starke Mitwirkung der Regi-
onen und hier insbesondere die Mitwirkung 
der Städte gefordert. Explizit angesprochen 
werden u.a. regionale Innovationssysteme, 
Förderung von klein- und mittelständigen 
Unternehmen, Zugang zu Risikokapital sowie 
Bildungsbeteiligung von bildungsfernen Mi-
lieus. Dazu werden Partnerschaften mit den 
Sozialpartnern und anderen verantwortlichen 
Akteuren auf nationaler, regionaler und lokaler 
Ebene vom Europäischen Rat als unverzichtbar 
eingeschätzt.

Für die erstmals 2005 vereinbarte Erstellung 
der „Nationalen Reform-Programme“ (NRP) 
auf der Grundlage der „Integrierten Leitlinien 
für Wachstum und Beschäftigung“ haben sich 
die Mitgliedstaaten im Europäischen Rat ver-
pflichtet, die Sozialpartner, Regionen und Städ-
te in die Konsultationen einzubeziehen. 

Zudem haben sich die Mitgliedstaaten ver-
pflichtet, die Programme der Strukturfonds 
und des Kohäsionsfonds in der kommenden 
Finanzierungsperiode 2007–2013 für die Um-
setzung der neuen Lissabonstrategie auf regi-

�)  Kommission der Europäischen Gemeinschaften Brüssel, 
KOM(2005) 
�)  Europäischer Rat von Brüssel: Schlussfolgerungen des 
Vorsitzes. 23/24. März 2006
�)  vgl. hierzu: Kommission der Europäischen Gemein-
schaften Brüssel, KOM(2005) 488 

�)  Europäischer Rat von Brüssel, 23/24. März 2006 

onaler und lokaler Ebene zu nutzen und dafür 
geeignete Koordinationsmechanismen zu ent-
wickeln10.
Diese drei Selbstverpflichtungen zusammen: 

Neuausrichtung der Strukturfonds auf For-
schung, Innovation und Bildung, 
Förderung und Forderung regionaler Part-
nerschaften und
Anerkennung der Städte als entschei-
dende Wachstumskerne für die neue 
Lissabonstrategie 

bilden im Weiteren die Richtschnur, für einen 
stärker auf Koordinierung ausgerichteten Poli-
tikstil in den EU-Staaten.

Mit der neuen Strukturfondsperiode 2007–
2013 zeichnen sich somit fortgesetzte Mög-
lichkeiten der Mittelbündelung aus dem Städ-
tebau mit EU-Mitteln ab. Diese mit darüber 
hinausgehenden Ressourcenbündelungen 
auf Bundes-, Landes- und Kommunalebene zu 
verbinden, erscheint zwingend aufgrund der 
zunehmenden Problemlagen, die sich expli-
zit in den unterschiedlichen Raumkategorien 
des städtischen Raumes (Metropolen, Groß-
städte, Verdichtungsräume, sowie Klein- und 
Mittelstädte in strukturschwachen, ländlich 
geprägten Räumen) abzeichnen und die, ab-
geleitet aus den prognostizierten Trends zum 
demographischen Wandel in der Bundesrepu-
blik, noch zunehmen werden.

In der Konsequenz beabsichtigen Bund und 
Länder in den kommenden Jahren ebenfalls 
die Instrumente einer Integrierten Stadtent-
wicklungspolitik in ihren gemeinsamen Initia-
tiven und Programmen wie:

Stadterneuerung/Stadtsanierung,
Soziale Stadt,
Stadtumbau Ost bzw. Stadtumbau West 

sowie in mehreren Ländern mit Initiativen zur 
Innenstadt Revitalisierung

„Ab in die Mitte“ (z. B. „Die Innenstadt-Of-
fensive Hessen“),

als bedeutende sozialraumorientierte Förder-
strategie fortzuführen und zu verstetigen. Hier-
zu gestalten die Länder jeweils eigene Leitli-
nien und Initiativen aus.

Implementationshürden und Lösungswege 
– Handlungsbedarfe für die zukünftige Pro-
grammsteuerung Soziale Stadt

Kurz erinnert: Das Bund-Länder-Programm So-
ziale Stadt ist erstens im Kern ein städtebau-
liches Investitionsprogramm, d.h. es unter-
stützt baulich-räumlich Verbesserungen und 
dies in von sozialer Erosion betroffenen Stadt-
teilen und zweitens – durchaus gleichrangig in-
tendiert – versteht sich das Programm als Leit-
programm zur Vernetzung weiterer relevanter 

10)  vgl. hierzu: Kommission der Europäischen Gemein-
schaften Brüssel, KOM 30 
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Politikfelder zur sozialen Stabilisierung jener 
besagten Stadtteile. Die Soziale Stadt ist somit 
ein Programm, versehen mit einem Doppelziel. 
Allerdings scheint es manchmal, als würde den 
vielfach beschriebenen „überforderten Nach-
barschaften“ „überforderte Programminhalte“ 
zur Lösung der Probleme folgen. Woran liegt 
das?

Einige stereotyp, negativ auftretende Wech-
selwirkungen oder auch Widersprüche und 
somit Implementationshürden innerhalb des 
Programms, möchte ich an einem anonym ge-
haltenen Praxisbeispiel darstellen:

Anlässlich eines kürzlich stattgefundenen Be-
ratungstermins in einer Kommune in Hessen 
unweit von Frankfurt, beklagte sich die Leiterin 
der Sozialverwaltung im Startertermin, dass in 
dem zukünftigen Fördergebiet, mit deutlich 
segregierter Bevölkerung, weiterhin nur sozial 
schwache Bewohner nachziehen könnten. Der 
Grund: man habe hier mit Wohnungsbauför-
derungsgeldern einige der Punkthochhäuser 
und Mehrfamilienhäuser modernisiert und 
sei nun auch weiterhin durch die Belegungs-
bindung von Seiten der Stadt und der Woh-
nungsbaugesellschaften gezwungen, einkom-
mensschwächere Wohnungsbewerber/innen 
zu berücksichtigen. In das Gebiet zögen trotz 
des erheblich verbesserten Wohnumfeldes im 
Wesentlichen nur Hartz IV-Empfänger/innen 
und/oder zumeist kinderreiche Zuwanderungs-
familien.

Hier konterkarieren sich Maßnahmen ein und 
desselben Ministeriums, das Bundesministeri-
um für Verkehr, Bauen und Stadtentwicklung. 
Denn in diesem Stadtteil wurden in den letz-
ten Jahren vielfältige Wohnungsbaumoder-
nisierungsmaßnahmen durchgeführt. Nun ist 
dem äußeren Anschein nach das Gebiet zwar 
in einem durchschnittlichen Zustand, die hohe 
Anzahl sozial belasteter Familien führen aber 
dennoch zu erheblichen Problemlagen. Im 
Rahmen des vom gleichen Ministerium aufge-
legten Programms Soziale Stadt sollen Wohn-
umfeldmaßnahmen realisiert werden, ein 
vorhandener Kindergarten um Hort und Klein-
kindbetreuungsangebote erweitert werden 
und insgesamt zu einem Familienzentrum auf-
gebaut werden. Man will dort Sprach- und Be-
rufsqualifizierungsangebote, insbesondere für 
zugewanderte Frauen, anbieten. Die kritische 
Leiterin der Sozialverwaltung merkte an, nicht 
zur Freude des Planungsamtsleiters, dass die 
Volkshochschulangebote im neu renovierten 
Vhs-Gebäude in 15-minütiger Gehentfernung 
zum Gebiet nicht ausgelastet seien und fragte 
nach, ob durch die neuen Angebote im Gebiet 
weitere Kosten auf die Verwaltung zukämen. 
Es sei zudem besser, wenn die Zielgruppe der 
betroffenen Frauen aus ihrem Gebiet mal he-

raus käme und den Weg in das angrenzende 
Innenstadtgebiet fände. Man müsse nur ent-
sprechend Hürden und Berührungsängste ab-
bauen, vor allem bei den Männern in diesen 
Familien.

Auch auf das Vorhaben der Kollegen/innen 
von Wohnungsbaugesellschaft und Stadtpla-
nungsamt, die Angebote für Kinder und Ju-
gendliche im Gebiet zu intensivieren, reagier-
te die Sozialamtsleiterin reserviert, nicht zur 
Freude des Kollegen aus dem Jugendamt: man 
habe genug Angebote im städtischen Jugend-
zentrum im Umfeld der Gesamtschule und die 
Sportvereine klagten über Nachwuchspro-
bleme.

Kurzes Fazit: Ob die Kollegin nun parteiliche 
oder fachliche Vorbehalte hegte, hier zeichnen 
sich einige klassische Umsetzungsschwierig-
keiten des Programms ab. 

Einige in die Zukunft gerichtete Fragen drän-
gen sich auf, die über das Beispiel hinausgehen 
werden und provozierend zu verstehen sind, 
um Diskussionsstoff für die Tagung zu liefern. 
Selbstverständlich werde ich diese Provokati-
onen hinsichtlich der Implementationshürden 
im Nachgang deutlich relativieren und auf Lö-
sungswege verweisen. 

1. Frage: Warum muss ein Programm das 
nächste korrigieren? 2. Stimmt der Blick zur 
Gesamtstadt, wenn ich im Gebiet neue Infra-
struktur und Zusatzangebote schaffe, statt die 
Wege in Einrichtungen der Gesamtstadt zu un-
terstützen? 3. Wie werden die Kosten von neu 
geschaffenen Einrichtungen getragen, wenn 
das Programm und die Begleitprogramme 
beendet sind? 4. Packen wir mit sozialraum-
bezogenen Maßnahmen die Probleme dieser 
Stadtteile an der Wurzel? 5. Wie soll mit einem 
neu sanierten Schulhof und einer sozialarbei-
terischen Betreuung desselben am Nachmit-
tag das Phänomen ausgeglichen werden, dass 
sämtliche deutschsprachigen Familien aus 
dem Stadtteil wegziehen, wenn ihre Kinder in 
die Schule kommen, weil dort 80 % der Kinder 
ohne Deutschkenntnisse in der ersten Klasse 
ihr Schulleben beginnen und in der Haupt- 
und Realschule die Schulabbrecherquote weit 
über dem städtischen Durchschnitt liegt?11 6. 
Warum werden in Projekten zur Förderung der 
Lokalen Ökonomien Migrantenunternehmen 
nur bei der Existenzgründung oder Siche-
rung in dem besagten Programmgebiet bera-
ten und gefördert? Vielleicht würde sich ihre 
Existenzgründung in einem anderen Stadtteil 
der Gesamtstadt viel besser tragen und zu-
gleich einen Transformationsprozess des/r Mi-
granten/innen in die Gesamtstadt befördern? 
7. Warum engagieren sich Einrichtungen der 
Wirtschaftsförderung zumeist nur mit einem 

11)  vgl. hierzu: Gomolla, M./Radtke, F.-O. (2002)
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besonderen Angebot für Zugewanderte im Pro-
grammgebiet Soziale Stadt, statt ihre Einrich-
tung selbst zu öffnen mit Beratungsangeboten 
für die Migranten/innen in der Gesamtstadt?12 
8. Wie berät man den Bürgermeister einer 
Kleinstadt, der in das Programm Soziale Stadt 
aufgenommen werden will, weil inzwischen 25 
Fachwerkhäuser seiner Stadt von türkischen 
Zuwanderungsfamilien gekauft oder gemietet 
worden sind? Diese wiederum erklären ihren 
Umzug vom Oberzentrum in die Kleinstadt vor 
allem damit, ihren Kindern ein besseres Wohn-
umfeld und eine bessere Schulbildung bieten 
zu wollen, anstelle ihrer bisherigen Lebensver-
hältnisse in einem segregierten Stadtteil der 
Großstadt?13 9. Steht der Aufwand an Over-
headkosten für Steuerung und Partizipation in 
Soziale-Stadt-Projekten im Verhältnis zum Ziel 
der Maßnahmen, wenn in dem neu gebildeten 
Beteiligungsgremium des Stadtteils kein/e ein-
zige/r Zugewanderte/r sitzt? 10. Nutzt die Kom-
mune das Projekt für einen Lernprozess zur Op-
timierung ihrer Ressourcenbündelung auch für 
die gesamtstädtische Entwicklung oder bleibt 
es bei einem Mitnahmeeffekt von Fördergel-
dern und somit bei einem Strohfeuer?

Und zu guter Letzt eine ganz entscheidende 
Frage: Kann man eine Verkettung von gesell-
schaftlichen Problemlagen mit einem sozial-
raumorientierten Städtebauförderungspro-
gramm lösen, wenn die originären Ursachen 
der Problemlagen gar nicht im Städtebau lie-
gen? Und, wenn man inzwischen notwendiger 
Weise im Sozialraum anfängt die Probleme zu 
lösen oder abzumildern, weil sie dort zu eska-
lieren drohen, welche Optionen müssten damit 
verbunden sein, um eine wirklich nachhaltige 
Wirkung in der Gesamtstadt – besser in der Ge-
sellschaft schlechthin – zu erzielen?

Auf die vielen Fragen eine zentrale Antwort 
vorneweg: In Anbetracht der umfassenden In-
tegrationsaufgaben in unserem Staat und der 
weiter anhaltenden Arbeitslosigkeit, verbun-
den mit sozialen Erosionsprozessen und der 
sozialräumlichen Konzentration von dispari-
tären Lebenslagen der Bevölkerung, halte ich 
das Programm Soziale Stadt nach wie vor für 
unverzichtbar. Allerdings bedürfen die beiden 
Zielvorgaben: städtebauliches Investitions-
programm und Leitprogramm zur Vernetzung 
von Politikfeldern einer durchgreifenden Har-
monisierung. Wie das kurze Beispiel und die 
offenen Fragen zeigen, ist diese Aufgaben we-
der allein aus dem Städtebau noch allein aus 
den weiter beteiligten Politikgebieten heraus 
zu lösen. Deutlich wird vielmehr, dass die sehr 
unterschiedlichen Aufgabenstellungen zur Sta-
bilisierung von Sozialräumen nur in einem Zu-

12)  vgl. hierzu: Boos-Krüger, A./Wilk, B. (2005)
13)  Boos-Krüger, A. (2004)

sammenspiel von Politikfeldern gelöst werden 
können, wie es eigentlich durch das Programm 
Soziale Stadt intendiert ist. Das Leitprogramm 
Soziale Stadt bietet bereits einige zentrale An-
satzpunkte, die allerdings – und hier liegt das 
Problem – von den Kommunen als eigentlicher 
Handlungsebene noch nicht hinreichend aus-
geschöpft werden können. Dazu einige Ausfüh-
rungen und Ausblicke auf Lösungswege.

Eines der größten Verdienste und somit Er-
folge des Programms Soziale Stadt ist nach 
meiner Einschätzung der Bewusstseinseffekt14: 
gemeint ist die entstandene Diskussionsplatt-
form – im Praxisfeld vor Ort, in der Verwaltung 
und Politik, in der Bürgerschaft der Städte so-
wie in der Wissenschaft. Das Thema Soziale 
Stadt ist in vielfältigen Facetten in das Bewusst-
sein gerückt und unterstützt interdisziplinäre 
Diskurse. Diese entstandenen Plattformen lie-
fern den einzelnen Fachdisziplinen in der Wei-
terentwicklung und Abstimmung ihrer eigenen 
Instrumente wichtige Impulse. Vor allem aber 
geht es auf das Erfolgskonto der Sozialen Stadt, 
dass durch den ausgelösten interdisziplinären 
Diskurs die einbezogenen Fachdisziplinen nun-
mehr über wesentlich genauere Erkenntnisse 
verfügen, was die positiven, aber auch nega-
tiven Wechselwirkungen von Maßnahmen und 
Instrumenten zwischen den einzelnen Fachge-
bieten angeht. Dieses Wissen gilt es nunmehr 
zu systematisieren, um aus fragmentarischen 
Teilerfolgen des Programms, eine politische 
Gesamtstrategie für gefährdete Sozialräume 
zu entwickeln.

Die Ressourcenbündelung soll gemäß des 
Leitprogramms Soziale Stadt auf den drei 
Ebenen Bund, Länder und Kommunen sicher-
gestellt werden, weitere Ko-Finanzierungen 
durch EU-Mittel, z.B. EFRE (Europäischer Fond 
für Regionalentwicklung), ESF (Europäischer 
Sozialfond) oder Ziel 2 sind möglich. Wie sieht 
die Realität auf den einzelnen Handlungsebe-
nen aus?

EU: Wie ich eingangs zu den programma-
tischen Voraussetzungen ausgeführt habe, 
befindet sich die Soziale Stadt-Strategie im 
Mainstream der EU-Politik, was Bündelung 
und Abstimmung der Mittel angeht und einer 
Schlüsselrollenzuweisung hierbei an die Regi-
onen und Städte. Festzustellen ist, dass die in 
Soziale Stadt-Gebieten eingesetzten EU-Geld-
er, so z. B. die Mittel Lokales Kapital für Soziale 
Zwecke (LOS), eine Programmlinie aus dem 
Europäischen Sozialfond mit Konzentrations-
aufgaben in Gebieten der Sozialen Stadt, sehr 
erfolgreich Mikroprojekte unterstützen. Auf-
grund der Mittelbegrenztheit, vor allem aber 
aufgrund der kurzen Programmperspektive, 
sind diese Mittel hinsichtlich der Nachhaltig-

14)  Hanesch, W./Krüger-Konrad K. (Hg.) (2004)
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keit allerdings nicht unproblematisch. 
Bund: Auf Bund      esebene gab es bis heute 

nur ein Ministerium – das Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Jugend und Frauen – das 
von Anfang an mit dem Programm E&C in den 
sozialräumlichen Ansatz der Sozialen Stadt 
mit einstieg. Alle anderen bundespolitischen 
Debatten zur Arbeitsmarktreform, Gesund-
heitsreform, Integration bzw. Zuwanderung 
und Bildung nehmen bislang so gut wie kei-
nen Bezug zum gebietsbezogenen Ansatz der 
Sozialen Stadt. 

Länder: Viele der Bundesländer haben die 
anfänglich neu aufgelegten, begleitenden Ini-
tiativen zum Kernprogramm Soziale Stadt in-
zwischen wieder gekürzt oder gestrichen, zwei 
Bundesländer haben sich ganz aus dem Pro-
gramm zurückgezogen.

Kommunen: Die Kommunen sind teilweise 
mit erheblichen Sparzwängen belastet, was 
im Regelfall dazu führt, dass die einzelnen Res-
sorts sich auf ihre Kernaufgaben zurückziehen. 
Dies kommt dem Ziel des Leitprogramms der 
Sozialen Stadt – also der Ressourcenbünde-
lung und möglicherweise höheren Steuerungs-
aufwand – alles andere als entgegen. 

Deshalb: Was von den Quartiersmanagern/in-
nen samt ihres Akteursnetzwerkes im Stadtteil 
und in den Stadtverwaltungen an Koordinie-
rung, Bündelung und Kooperation abverlangt 
wird, bedarf dringend einer Entsprechung in 
der Politik und Administration des Bundes und 
der Länder als politische Gesamtstrategie und 
in der Konsequenz bei den Programm- und 
Mittelplanungen. Dies ist bisher nur fragmen-
tarisch geschehen. 

Abgeleitet aus den Forschungsbefunden zur 
Zwischenevaluation sind insbesondere die 
Handlungsfelder

Migration und Integration,
Schule und Bildung,
Qualifizierung und Beschäftigung,
Wirtschaftsförderung sowie an nicht weni-
gen Standorten
Innere Sicherheit

in die Sozialraumstrategie des Programms So-
ziale Stadt, bzw. im erweiterten Sinne generell 
in die Strategien integrierter Stadtentwicklung 
einzubinden. Warum ist dies erforderlich? 

Wir wissen aus den Projektgebieten:

Ein städtebaulich und freiraumplanerisch auf-
gewertetes Stadtgebiet verbessert materiell 
und ideell Wohn- und Lebensqualitäten der Be-
wohnerschaft, schafft Identifizierungsmöglich-
keiten, ermöglicht Heimatbildung, verbessert 
das subjektive Sicherheitsgefühl, reduziert da-
mit soziale Abwärtsspiralen. Eine aufgewertete 
Umgebung reduziert Aggressionen gegenüber 
Dritten oder Vandalismusformen in der eige-

<

<

<

<

<

nen Umgebung. Eine Beteiligung und Mitwir-
kung der Stadtteilbewohnerschaft an Verbesse-
rungen ihrer unmittelbaren Umgebung kommt 
diesen Zielen besonders entgegen, weil sie 
identitätsstiftend wirkt. Ein städtebaulich auf-
gewerteter Stadtteil bietet grundsätzlich bes-
sere Grundlagen für wirtschaftliche Aktivitäten 
und reduziert ein mögliches Imagegefälle ge-
genüber der Gesamtstadt. Baulich-räumliche 
Verbesserungen bedeuten generell eine Auf-
wertung eines Stadtgebietes.

Wir wissen weiter:

Baulich-räumliche Verbesserungen halten 
sozial stabile Bevölkerungsgruppen nicht im 
Stadtteil, wenn die Schulen in dem Gebiet ei-
nen schlechten Ruf haben, z. B. aufgrund der 
sozialen Schülerzusammensetzung oder hohen 
Schulabbrecherquoten. 

Die Ursachen für die prekären und deshalb 
gefährdeten Lernsituationen in den Schulen 
dieser Gebiete, sind aber aus den Schulen al-
lein heraus nicht zu lösen. Es bedarf vielmehr 
der Zusammenarbeit von Schule, Erwachse-
nenbildung, Beschäftigungs- und Qualifizie-
rungsträgern, ja vereinzelt sogar der Polizei, 
um überhaupt in manchen Gebieten im Umfeld 
der Schulen Sicherheit und Ordnung zu garan-
tieren. Städtebauliche Aufwertungen im Stadt-
gebiet sowie die Verbesserung oder Schaffung 
sozialer Infrastruktur können solche Prozesse 
nur unterstützen.

Bildungsferne und dadurch sozial destabi-
lisierte Bewohnerschaft ohne Perspektiven 
auf dem Arbeitsmarkt, bilden auf Dauer keine 
sozialverträgliche Wohnbevölkerung und Mie-
terschaft und verursachen privatwirtschaftliche 
wie volkswirtschaftliche Folgekosten. Für die 
Wohnwirtschaft entstehen Folgekosten durch 
hohe Fluktuation, Leerstände, Gerichtskosten, 
Personalkosten, Versicherungskosten, Instand-
haltungskosten. Für die öffentliche Hand ent-
stehen Folgekosten für Sozial-, Jugend- und 
Kinderbetreuung sowie für Sicherheit, Ord-
nung und Kriminalitätsprävention. Es bedarf 
folglich der Zusammenarbeit von Wohnungs-
wirtschaft, Schulen, Beschäftigungs- und Qua-
lifizierungsträgern, Sozialverwaltung und sozi-
alen Trägern und Polizei. 

Im hessischen Projektgebiet der Sozialen 
Stadt – Spessartviertel in Dietzenbach – konn-
ten laut amtlicher Statistik der örtlichen Poli-
zei, in einem Zeitraum von 5 Jahren (identisch 
zur Programmlaufzeit Soziale Stadt), die Zahl 
der Straftaten von 460 auf 160 gesenkt wer-
den. Dass dies – a) (privatwirtschaftlich gese-
hen) den Wohnwert im Gebiet erhöht und b) 
volkswirtschaftliche Kosten zur Erhaltung von 
Ordnung und Sicherheit senken dürfte, wird 
unschwer zu bilanzieren sein.
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Wir haben weiterhin die Erfahrung an vielen 
Standorten der Bundesrepublik gemacht, dass 
über Sport und Sportqualifizierungsangebote 
bisher schwer erreichbare Zielgruppen besser 
angesprochen werden können, so z. B. zuge-
wanderte Frauen. In anderen Praxisbeispielen 
sind Sportprojekte mit Jugendlichen erfolg-
reiche Präventionsprojekte gegen Gewalt. 
Das Fachgebiet Sport kann also mit anderen 
Ressorts wie Bildung, Qualifizierung bis hin 
zu Sicherheit und Ordnung sinnvoll verknüpft 
werden. 

Die volkswirtschaftlichen Folgekosten für 
Arbeitslosigkeit sind hierzulande kaum bezif-
ferbar. Es bietet sich deshalb an, Maßnahmen 
in Soziale Stadt-Gebieten, die in aller Regel 
hohe Arbeitslosenquoten in der Bevölkerung 
ausweisen, mit Beschäftigungs- und Qualifizie-
rungsangeboten zu verknüpfen. Die Zwischen-
evaluation ergibt auch hier gute Teilerfolge 
insbesondere mit städtischen Beschäftigungs- 
und Qualifizierungsgesellschaften. Mit der Ab-
schaffung von ABM-Maßnahmen allerdings 
und der Einführung von Hartz IV haben sich 
die ersten Kooperationserfolge aus den ersten 
Programmjahren destabilisiert und konnten 
nicht mehr weiter ausgebaut werden. Ab-
stimmungen mit dem Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales hinsichtlich koordinierter 
Maßnahmenpakete in Soziale Stadt Gebieten 
tun nach den Umstrukturierungen der Bun-
desanstalt für Arbeit und der Kommunalen Ar-
beitsförderungen deshalb dringend Not.

Kommen wir noch zu zwei Aspekten der Pro-
grammsteuerung und Organisation:

Zur Gebietsauswahl:

Wichtig ist am Anfang eine Analyse des Ge-
bietes. Soziale Stadt-Gebiete sind insgesamt 
sehr heterogen in Größe, Gebietshistorie, 
baulich-räumlicher Beschaffenheit, Lage im 
Raum sowie Problemlagen und –schwerpunk-
ten. Die Vergleichbarkeit und Messbarkeit von 
Zielerreichungen durch das Programm anhand 
definierter, vereinheitlichter Indikatoren ist un-
ter Bezugnahme auf das Gebiet deshalb sehr 
schwierig, fast unmöglich. Umso wichtiger 
ist deshalb eine anfängliche Bestandsaufnah-
me, wie weit der Stadtteil oder das Quartier 
von der Gesamtstadt als abgespalten (Paral-
lelgesellschaft) zu bezeichnen ist, oder ob es 
sich zunächst erst um Teilabspaltungen der 
Bevölkerung von der Gesamtstadt handelt 
oder ob noch intakte soziale, kulturelle und 
ökonomische Transformationsprozesse der 
Bevölkerung aus dem Stadtteil heraus zur Ge-
samtstadt bestehen? An diesem Parameter 
wären zu Beginn der Programmlaufzeit Ziele 
in der Kommune festzulegen, wie soziale, kul-
turelle, wirtschaftliche wie baulich-räumlich 

„Anschlusspotenziale“ dieses Gebietes zur 
Gesamtstadt hin verbessert werden können. 
Der Anschluss oder auch Wiederanschluss 
dieser Gebiete an die Gesamtstadt ist ein we-
sentliches Kriterium der Nachhaltigkeit des ge-
samten Vorhabens15.

Zweiter Aspekt – Bürgermitwirkung und 
Bürgerbeteiligung: Partizipation kann kein ei-
genständiges Ziel eines Programms sein. Ich 
befinde mich hier im kontinuierlichen Streit mit 
vielen Kollegen/innen in der Jugend- und Sozi-
alarbeit: Bürgermitwirkung, Bürgerbeteiligung 
oder Hilfe zur Selbsthilfe ist wichtig, kann aber 
nur eine Methode zur Erreichung vielfältiger ge-
samtgesellschaftlicher Ziele sein. Partizipation 
als isoliertes Ziel ist bereits in den politisierten 
Hochphasen der Stadtsanierung in den 70er 
Jahren ohne Nachhaltigkeit geblieben und zu 
diesem Zeitpunkt waren die Voraussetzungen 
sozialer Ungleichheit in unseren Städten noch 
nicht annähernd so weit fortgeschritten wie 
heute. Ich rate hier dringend dazu, dieses Pro-
grammsegment nicht zu verselbständigen.

Schlussfolgerungen

Das Gesamtprojekt Soziale Stadt hat im In- 
und europäischen Ausland mit unbestrittenen 
Erfolgen und Teilerfolgen in den Praxisstand-
orten inzwischen belegen können, dass die 
Interessen an der Bewältigung der Aufgaben 
der beteiligten Akteure verschiedener Politik-
felder, von identischen oder teilidentischen 
Zielen abhängen. Dies bedeutet im Umkehr-
schluss, dass die eigenen eingesetzten Mittel 
und Instrumente verschiedener Politik- bzw. 
Handlungsfelder zur Bewältigung ihrer Auf-
gaben nur dann zu einem Erfolg führen, wenn 
die Maßnahmen mit weiteren Akteuren, deren 
agieren maßgeblich Einfluss nehmen auf den 
eigenen Handlungsrahmen, koordiniert werden 
können und umgekehrt. Vereinfacht lautet die 
Annahme: Der Erfolg eigener eingesetzter In-
strumente und Ressourcen eines Akteurs hängt 
maßgeblich vom Erfolg eines weiteren oder 
von mehreren Beteiligten ab. Noch einfacher: 
Ein Politikgebiet allein wird nicht in der Lage 
sein, das Auseinandertriften unserer Stadtge-
sellschaften aufzuhalten oder einzudämmen. 
Ein integriertes Vorgehen der beteiligten Ak-
teure in Politik, Verwaltung, Institutionen und 
Gesellschaft zur Erreichung der eigenen Ziele 
und identischer oder teilidentischer Ziele An-
derer, bietet sich zwingend an.

Diese Erkenntnis wird nirgends so deutlich 
nachgewiesen wie in den Gebieten der Sozi-
alen Stadt. Die Soziale Stadt hat dieses Phä-
nomen besonders deutlich machen können 
und bietet sich deshalb als Lernfeld bzw. als 
lernendes System für das gesamte politische 

15)  Evers, A./ Schulz, A./Wiesner, C. (2005)
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System der Bundesrepublik Deutschland an.
Der Logik folgend, dass vernetzte Problemla-

gen vernetzte Problemlösungen erfordern und 
diese gerade bei gedrängten Vorkommen im 
Sozialraum nicht mehr in eng gesetzten Res-
sortzuständigkeiten gelöst werden können, 
verlangt nach einem Umdenken im politischen 
Gesamtsystem. Es kann in der Sozialen Stadt 
nicht um die schlichte Koordinierung von Res-
sourcen und Maßnahmen in einem ansonsten 
segmentiert arbeitendem System gehen. Viel-
mehr müssen auf der Agenda der Sozialen 
Stadt gemeinsame gesellschaftsrelevante Ziele 
ganz oben stehen.

Notwendig ist deshalb ein Mehrebenen-
politiksystem16, innerhalb dessen Leitziele 
formuliert werden und auf die verschieden 
Politikfelder bzw. Fachgebiete konsequent 
aufeinander abgestimmt zuarbeiten. Hierzu 
werden nach Lage und Struktur der Gebiete 
strategische Partnerschaften gebildet werden 
müssen, die an der Zielumsetzung arbeiten. Es 
geht hierbei um inhaltliche und strategische 
Verständigung. Die Ausarbeitung dieses 
Mehrebenenpolitiksystems zur Umsetzung von 
gemeinsam vereinbarten Zielen und Teilzielen 
ist Angelegenheit des Bundes und der Länder, 
mit der Maßgabe, den Kommunen die Umset-
zung ressortübergreifender Zusammenarbeit 
inhaltlich und fördertechnisch im Sozialraum-
bezug vorzubereiten und zu erleichtern.

Aus der Forschung liegen bereits vielfache 
Expertisen vor, die darauf schließen lassen, 
welche verschieden Wege zur Zielerreichung 
in einem solchen Mehrebenenpolitiksystem 
denkbar wären. Ich nenne vier, sicher unvoll-
ständig:

Vereinbarung von eigenen und gemein-
samen Zielindikatoren zweier oder mehre-
rer Politikgebiete auf Bundes- bzw. Landes-
ebene und Vereinbarung entsprechender 
strategischen Projektpartnerschaften (top 
down),
Fallstudien bzw. Analysen zu beispielhaften, 
erfolgreichen Projektpartnerschaften in der 
Praxis, Sicherung der Übertragbarkeit in al-
len Förderstandorten durch systematisierte 
Operationalisierung der Vorgehensweise 
(bottom up),
Budgetbildungen („gemeinsamer Förder-
topf“) durch mehrer politische Ressorts zur 
Förderung und Realisierung von Projekt-
partnerschaften,
Aufbau eines Stadt- und Regionalmonito-
rings anhand vergleichbarer Indikatorensy-
steme.

In einem solchem Mehrebenenpolitiksystem 
sind 

16)  Benz, A. (2004)
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die Integration von Zuwanderinnen und Zu-
wanderern und 
die Intensivierung der Bildung und Qualifi-
zierung von Kindern und Jugendlichen aus 
sozial geschwächten Milieus

in der Hierarchie der zu vereinbarenden Ziel-
setzungen auf der Sozialen Stadt Agenda ganz 
oben anzusiedeln. Soziale Erosionsprozesse, 
wie sie gegenwärtig im wachsenden Ausmaß 
in städtischen Räumen festgestellt werden, 
sind nur mit geeinten Anstrengungen mehre-
rer Politikfelder und ihren Fachgebieten aufzu-
halten und abzubauen. 
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kunft der Städte in NRW“ des Landtags Nor-
drhein-Westfalen. Dortmund und Bochum

Kommission der Europäischen Gemein-
schaften Brüssel, (KOM(2005) 488 endgültig 
vom 21.10.2005: Mehr Forschung und Inno-
vation – In Wachstum und Beschäftigung in-
vestieren: Eine gemeinsame Strategie 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
Brüssel, KOM 30 (25.01.2006, S. 29 f.): Jetzt 
aufs Tempo drücken. Die neue Partnerschaft 
für Wachstum und Arbeitsplätze

Kommission der Europäischen Gemein-
schaften Brüssel, KOM(2005)24 endgültig 
vom 02.02.2005 und Schlussfolgerungen 
des Vorsitzes, Europäischer Rat, März 
2005: Mitteilungen für die Frühjahrstagung 
des Europäischen Rates „Zusammenar-
beit für Wachstum und Arbeitsplätze – Ein 
Neubeginn der Strategie von Lissabon“ 
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